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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 31/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 1988 geändert wird (Investitionsfreibetrag für die Anschaffung und Her-

stellung klimaneutraler Heizungen) 

 

BGBl I 32/2023  

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über einen Zuschuss an die Länder für Wohn- und Heizkostenzuschüsse (Wohn- 
und Heizkostenzuschussgesetz) und das Lebenshaltungs- und Wohnkosten-Ausgleichs-Gesetz – LWA-G geändert werden 
(Aufstockung der Wohn- und Heizkostenzuschüsse)  

 

BGBl I 33/2023  

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über das Wirksamwerden der Verordnung (EU) 2015/751 über Interbankenentgelte 
für kartengebundene Zahlungsvorgänge (Interbankenentgeltevollzugsgesetz – IEVG) erlassen und das E-Geldgesetz 2010, 
das Wettbewerbsgesetz und das Zahlungsdienstegesetz 2018 geändert werden (effektive Beaufsichtigung von Marktprakti-
ken iZm der Festsetzung von Interbankenentgelte; Festlegung der unabhängigen und weisungsfreien Vollzugskompetenz der 

Bundeswettbewerbsbehörde)  

 

BGBl I 34/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Förderung von Maßnahmen in den Bereichen der Wasserwirtschaft, der 
Umwelt, der Altlastensanierung des Flächenrecyclings, der Biodiversität und zum Schutz der Umwelt im Ausland sowie über 
das österreichische JI/CDM-Programm für den Klimaschutz (Umweltförderungsgesetz – UFG geändert werden) (vereinfachter 
Zugang zu Förderungen von Projekten zur Dekarbonisierung der Industrie)  

 

BGBl I 35/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird (Anhebung der Organstrafe für Verstöße gegen das Handy-
verbot am Steuer; Anhebung der Strafdrohung bei Missachtung der Gurten- oder Sturzhelmpflicht)  
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BGBl I 36/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das Pensionsgesetz 1965, das Bundestheaterpen-
sionsgesetz und das Bundesbahn-Pensionsgesetz geändert werden (Teuerungsausgleich für Bezieher einer Ausgleichszu-

lage) 

 

BGBl I 37/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das Schulpflichtgesetz 1985, das 
Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz und das COVID-19-Hochschulgesetz – C-HG geändert werden (Qualitätssiche-
rung für den häuslichen Unterricht durch Ausweitung der Reflexionsgespräche auf die Vorschulstufe)  

 

BGBl I 38/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch geändert wird (Fundrechts-Novelle 2023 – FundR-Nov 
2023) (Verringerung der Frist für den Eigentumserwerb durch Finder von geringwertigen Gegenständen auf ein halbes Jahr)  

 

BGBl I 39/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Hypothekar- und Immobilienkreditgesetz und die Rechtsanwaltsordnung geändert werden 
(Möglichkeit zur Vergabe von Darlehen unabhängig von der Lebenserwartung bei Sicherstellung der Abdeckung des offenen 
Betrags durch Vermögenswerte)  

 

BGBl I 40/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetzbuch geändert wird (Einführung eines neuen Tatbestands „terroristische Drohungen“)  

 

BGBl I 41/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Unternehmens-Energiekostenzuschussgesetz – UEZG geändert wird (datenschutzrechtliche 

Grundlagen für die automatisierte Abwicklung des Energieostenzuschusses für Unternehmen)  

 

BGBl I 42/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 geändert wird (Digitalisierung des Prüfungswesens der 

Wirtschaftstreuhandberufe)  

 

BGBl I 43/2023  

Bundesgesetz, mit dem das Ausländerbeschäftigungsgesetz geändert wird (Gewährung eines uneingeschränkten Zugangs 

zum österreichischen Arbeitsmarkt für vertriebene Ukrainer)  

 

BGBl I 44/2023  

Aufhebung des § 17 Abs 5 des Mediengesetzes durch den Verfassungsgerichtshof (unverhältnismäßige Höhe des Einschal-

tungsentgelts iZm Gegendarstellungen)  

 

BGBl I 45/2023  

Kundmachung des Bundeskanzlers über die Aufhebung von Wortfolgen in § 5 Abs 5 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes durch 
den Verfassungsgerichtshof und den Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes, dass eine Wortfolge in § 6 des Sozialhilfe-
Grundsatzgesetzes verfassungswidrig war (gleichheitswidrige Festlegung auf Sachleistungen)  

 

BGBl II 98/2023  

Kundmachung des Bundesministers für Finanzen über die Betragsgrenzen (Bund und Länder) nach der Vereinbarung über 
einen Konsultationsmechanismus für das Jahr 2023 

 



BGBl II 108/2023  

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Geflügelpest-Verord-
nung 2007 geändert wird (3. Novelle 2023 der Geflügelpest-Verordnung 2007) 

 

BGBl II 109/2023  

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Rezeptpflichtverord-
nung geändert wird 

 

BGBl II 110/2023  

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung über Prüfungstermine für standardisierte Prü-
fungsgebiete im Rahmen von abschließenden Prüfungen in den Jahren 2024, 2025 und 2026 

 

BGBl II 111/2023  

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft über die Grundausbildung der 
Bediensteten des Ressortbereichs (Grundausbildungsverordnung-BML) 
 

BGBl II 112/2023  

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft, mit der die Lehrberufslisteverordnung geändert wird 

 

BGBl II 119/2023  

Kundmachung der Bundesministerin für Justiz über die Fundstelle der Militärgüterliste der EU 2023 

 

BGBl II 120/2023  

Kundmachung des Bundesministers für Finanzen über das Vorliegen der Verfügbarkeit der Informationsverpflichtungsda-
tenbank 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 107 v 21.04.2023, 1 
Verordnung (EU) 2023/839 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. April 2023 zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2018/841 hinsichtlich des Geltungsbereichs, der Vereinfachung der Berichterstattungs- und Compliance-Vorschriften 
und der Festlegung der Zielvorgaben der Mitgliedstaaten für 2030 sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1999 hin-
sichtlich der Verbesserung der Überwachung, der Berichterstattung, der Verfolgung der Fortschritte und der Überprüfung 

 

ABl L 110 v 25.04.2023, 1 

Verordnung (EU) 2023/850 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. April 2023 zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2018/1806 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen 
im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit 
sind (Kosovo (Diese Bezeichnung berührt nicht die Standpunkte zum Status und steht im Einklang mit der Resolution 1244/1999 

des VN-Sicherheitsrates und dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs zur Unabhängigkeitserklärung des Kosovos)) 

 

ABl L 110 v 25.04.2023, 5 

Verordnung (EU) 2023/851 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. April 2023 zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2019/631 im Hinblick auf eine Verschärfung der CO2-Emissionsnormen für neue Personenkraftwagen und für neue 
leichte Nutzfahrzeuge im Einklang mit den ehrgeizigeren Klimazielen der Union 

 

  



ABl L 111 v 26.04.2023, 1 

Verordnung (EU) 2023/857 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. April 2023 zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2018/842 zur Festlegung verbindlicher nationaler Jahresziele für die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im 
Zeitraum 2021 bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen zwecks Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Übereinkommen 

von Paris sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1999 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
09.03.2023, E 2218/2022 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status des 
Asylberechtigten sowie des Status des subsidiär Schutzberechtigten; unterlassene Ermittlung des entscheidungsmaßgeb-
lichen Sachverhalts; Verletzung im Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens durch mangelhafte Berücksichtigung 

der Interessen der Bf am Verbleib im Bundesgebiet  

 

15.03.2023, E 825/2021 

ZweitwohnsitzabgabeVO des Gemeiderats der Gemeinde Malta; Anlassfall zu VfGH 09.03.2023, V260/2022 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

22.03.2023, Ra 2021/01/0050 

Verfahrensrichtlinie 2013/32/EU; Richtlinie 2011/95/EU; ein Folgeantrag auf internationalen Schutz darf nicht allein des-

wegen wegen entschiedener Sache zurückgewiesen werden, weil der nunmehr vorgebrachte Sachverhalt von der Rechtskraft 

einer früheren Entscheidung über einen Antrag auf internationalen Schutz erfasst sei, ohne dass die Prüfung iSd Art 40 Abs 2 

und Abs 3 Verfahrensrichtlinie 2013/32/EU vorgenommen worden wäre, ob „neue Elemente oder Erkenntnisse zutage getreten 

oder vom Antragsteller vorgebracht worden sind, die erheblich zu der Wahrscheinlichkeit beitragen, dass der Antragsteller nach 

Maßgabe der Richtlinie 2011/95/EU als Person mit Anspruch auf internationalen Schutz anzuerkennen ist“ 

 

22.03.2023, Ra 2022/06/0321 

AVG; wurde über einen bestimmten Sachverhalt bescheidmäßig abgesprochen, kann bei Gleichbleiben der tatsächlichen Ver-

hältnisse und rechtlichen Grundlagen keine weitere Entscheidung (nicht einmal eine gleichlautende) in dieser Sache ergehen; 

diese Entscheidung wäre inhaltlich rechtswidrig; rechtswidrig ist ein zweiter Bescheid auch dann, wenn er noch während offener 

Rechtsmittelfrist des ersten Bescheids erlassen wird, ohne dass ein entsprechendes Rechtsmittel eingebracht wurde, weil die 

Unabänderlichkeit und Unwiederholbarkeit des Bescheids bereits mit dessen Erlassung beginnt; aus dem Gedanken der 

materiellen Rechtskraft folgt grundsätzlich eine Bindungswirkung an eine behördliche Entscheidung; die belangte Behörde hat 

daher durch Erlassung eines zweiten Straferkenntnisses rechtswidrig gehandelt und gegen die materielle Rechtskraft des be-

reits erlassenen und zugestellten Straferkenntnisses verstoßen 

 

24.03.2023, Ra 2019/22/0215 

VwGVG; AVG; die Begründung der Entscheidung eines VwG hat auf dem Boden des § 29 VwGVG mit Blick auf § 17 leg cit 

jenen Anforderungen zu entsprechen, die in der Rsp des VwGH zu den §§ 58 und 60 AVG entwickelt wurden; wenn sich ein 

VwG im Rahmen der Beweiswürdigung nur ganz allgemein bzw pauschal auf die „Aussagen des BF und der einvernommenen 

Zeugen“ beruft, ohne sich auch nur ansatzweise mit den Aussagen der vernommenen Beweispersonen inhaltlich auseinander-

zusetzen und schlüssig zu begründen, infolge welcher konkreten Beweisergebnisse und würdigenden Erwägungen das Ver-

waltungsgericht letztlich zu den getroffenen Feststellungen gelangt ist, wird der Begründungspflicht nicht entsprochen 

 



27.03.2023, Ra 2020/17/0128 

VwGVG; „Sache“ des Beschwerdeverfahrens ist nur jene Angelegenheit, die den Inhalt des bescheidmäßigen Spruchs der 

belangten Behörde gebildet hat; der äußerste Rahmen für die Prüfbefugnis des VwG ist daher die „Sache“ des bekämpften 

Bescheids; entscheidet das VwG in einer Angelegenheit, die überhaupt noch nicht oder in der von der Rechtsmittelentscheidung 

in Aussicht genommenen rechtlichen Art nicht Gegenstand des vorangegangenen Verfahrens vor der Verwaltungsbehörde 

gewesen ist, im Ergebnis erstmals in Form eines Erkenntnisses, so fällt eine solche Entscheidung nicht in die funktionelle 

Zuständigkeit des VwG und die Entscheidung ist im dbzl Umfang mit Rechtswidrigkeit infolge Unzuständigkeit belastet 

 

28.03.2023, Ro 2019/04/0232 

DSG; GewO; unter „Löschen“ wird eine Maßnahme mit der Wirkung verstanden, dass der Auftraggeber nicht mehr über die 

Daten verfügt; demnach liegt der Zweck des Löschungsanspruchs darin, dass dem Datenanwender der Zugriff auf bestimmte 

personenbezogene Daten irreversibel entzogen und dem Auftraggeber und allen seiner Sphäre zuzurechnenden Personen die 

Kenntnisnahme der materiellen Angaben dauerhaft unmöglich gemacht wird; ausgehend davon kann durch eine über ein par-

tielles Löschungsbegehren hinausgehende gänzliche Löschung (schon begrifflich) nicht das Recht auf Löschung verletzt 

werden 

 

05.04.2023, Ra 2021/19/0294 

AVG; VwGVG; es ist mit den Grundsätzen des Parteiengehörs und der freien Beweiswürdigung unvereinbar, einen Bescheid 

auf Beweismittel zu stützen, welche einer Partei nicht zugänglich gemacht worden sind (das gilt auch für Erkenntnisse des 

BVwG); dem Parteiengehör unterliegt nicht nur eine von der Behörde getroffene Auswahl jener Ergebnisse des Beweisverfah-

rens, welche die Behörde zur Untermauerung der von ihr getroffenen Tatsachenfeststellungen für erforderlich hält, sondern der 

gesamte Inhalt der Ergebnisse der Beweisaufnahme 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Oö 28.03.2023, LVwG-050242/9/ER 

TierschutzG; die Bestimmungen des § 35 TierschutzG richten sich an jene Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Sprengel sich 
die Tierhaltung befindet; mangels materiellrechtlicher Regelung der örtlichen Zuständigkeit für die Erlassung eines Tierhal-
tungsverbots ist auf die Zuständigkeitsregeln des AVG zurückzugreifen 

 

LVwG Stmk 09.02.2023, LVwG 30.6-7056/2022 

BauarbeiterschutzVO; gem § 35 Abs 1 BauarbeiterschutzVO müssen den Arbeitnehmern auf jeder Baustelle oder in deren 
Nähe entsprechend ausgestattete Abortanlagen zur Verfügung stehen; dabei ist der Begriff der „Nähe“ im Sinne einer raschen 
Erreichbarkeit auszulegen, sodass die Gesamtdauer des Erreichens entscheidend ist, während die Art und Weise des Errei-
chens von vernachlässigbarer Relevanz ist; ferner ist die Erreichbarkeit der Abortanlagen durch die Verwendung von betrieblich 
zur Verfügung gestellten Verkehrsmitteln bzw Fahrzeugen nur gegeben, wenn diese Möglichkeit allen Arbeitnehmern bekannt 

ist und eine entsprechende Fahrtmöglichkeit jederzeit verfügbar ist 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
27.04.2023, Rs C-537/20, L Fund 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 63 AEUV – Freier Kapitalverkehr – Körperschaftsteuer – Besteuerung der Einkünfte aus 
im Gebiet eines Mitgliedstaats belegenen Immobilien – Ungleichbehandlung von gebietsansässigen und gebietsfremden 
Fonds – Steuerbefreiung nur der gebietsansässigen Fonds – Vergleichbarkeit der Situationen – Berücksichtigung der Steuer-
regelung für Anleger – Fehlen – Rechtfertigung – Erfordernis, die Kohärenz des nationalen Steuersystems zu gewährleisten – 
Erfordernis, eine ausgewogene Aufteilung der Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten zu wahren – Fehlen 



27.04.2023, Rs C-352/21, A1 und A2 (Assurance d'un bateau de plaisance) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Verordnung (EU) Nr 1215/2012 – Vorschriften 
über die Zuständigkeit in Versicherungssachen – Art 15 Nr 5 – Möglichkeit, von diesen Zuständigkeitsvorschriften im Wege 
der Vereinbarung abzuweichen – Art 16 Nr 5 – Richtlinie 2009/138/EG – Art 13 Nr 27 – Begriff ,Großrisiken‘ – Schiffskasko-
versicherungsvertrag – Gerichtsstandsvereinbarung zwischen dem Versicherer und dem Versicherten – Wirksamkeit dieser 
Vereinbarung gegenüber dem Versicherten – Sportboot, das nicht zu gewerblichen Zwecken verwendet wird  

 

27.04.2023, Rs C-528/21, MD (Interdiction d’entrée en Hongrie) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Einwanderungspolitik – Art 20 AEUV – Genuss des Kernbestands der Rechte, die der 
Unionsbürgerstatus verleiht – Art 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Richtlinie 2008/115/EG – Ge-
meinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger – Art 5, 11 
und 13 – Unmittelbare Wirkung – Anspruch auf Gewährung effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes – Erlass eines Einreise- 
und Aufenthaltsverbots gegen einen Drittstaatsangehörigen, der Familienangehöriger eines minderjährigen Unionsbürgers ist 
– Gefahr für die nationale Sicherheit – Nichtberücksichtigung der individuellen Situation dieses Drittstaatsangehörigen – Wei-
gerung, eine gerichtliche Entscheidung zu vollstrecken, mit der die Wirkungen des Einreise- und Aufenthaltsverbots ausgesetzt 
werden – Folgen 

 

27.04.2023, Rs C-628/21, Castorama Polska und Knor 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Geistiges Eigentum – Richtlinie 2004/48/EG – Maßnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe, 
die erforderlich sind, um die Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums sicherzustellen – Recht auf Auskunft – 

Klagebefugnis – Erforderlichkeit, vorab das Bestehen eines Rechts des geistigen Eigentums nachzuweisen  

 

27.04.2023, Rs C-677/21, Fluvius Antwerpen 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerrecht – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Steuerbare Umsätze – Art 2 Abs 
1 Buchst a – Begriff ,Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt‘ – Art 9 Abs 1 – Wirtschaftliche Tätigkeit – Art 14 Abs 1 und 
Abs 2 Buchst a – Lieferung von Gegenständen – Unrechtmäßiger Verbrauch von Elektrizität – Grundsatz der Neutralität der 
Mehrwertsteuer – In Rechnungstellung an den Verbraucher einer Entschädigung einschließlich des Preises für den verbrauch-
ten Strom – Regionale Regelung eines Mitgliedstaats – Steuerpflichtiger – Von Gemeinden betraute Einrichtung sui generis – 
Begriff ,Einrichtung des öffentlichen Rechts‘ – Richtlinie 2006/112/EG – Art 13 Abs 1 Unterabs 3 und Anhang I dieser Richtlinie 

– Grundsätzliche Besteuerung der Verteilung von Elektrizität – Begriff ,unbedeutender Umfang der Tätigkeit‘ 

 

27.04.2023, Rs C-681/21, BVAEB (Montant de la pension de retraite) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf – Richtlinie 2000/78/EG – 
Verbot der Diskriminierung wegen des Alters – Ruhebezug – Nationale Regelung, die eine vormals durch die nationalen 
Rechtsvorschriften über den Ruhebezug begünstigte Gruppe von Beamten rückwirkend einer Gruppe von Beamten gleichstellt, 
die vormals durch diese Rechtsvorschriften benachteiligt wurde  

 

27.04.2023, Rs C-686/21, Legea 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Markenrecht – Richtlinie 89/104/EWG – Richtlinie (EU) 2015/2436 – Verordnung (EG) Nr 
40/94 – Verordnung (EU) 2017/1001 – Ausschließliche Rechte des Markeninhabers – Marke, die mehreren Personen zusteht 
– Mehrheitsvoraussetzungen, die unter den gemeinsamen Inhabern für die Erteilung und Entziehung einer Lizenz an ihrer 

Marke erforderlich sind  

 

27.04.2023, Rs C-705/21, AxFina Hungary 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Richtlinie 93/13/EWG – Missbräuchliche Klauseln in Verbraucherver-
trägen – Art 6 und 7 – Darlehensverträge in Fremdwährung – Rechtsfolgen der Feststellung der Unwirksamkeit eines Darle-
hensvertrags aufgrund der Missbräuchlichkeit einer Vertragsklausel – Vertragsklausel, die das Wechselkursrisiko dem Ver-
braucher aufbürdet 

 

27.04.2023, Rs C-70/22, Viagogo 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Elektronischer Geschäftsverkehr – Richtlinie 2000/31/EG – Art 1 – Anwendungsbereich – 
Art 2 Buchst c – Begriff ‚niedergelassener Diensteanbieter‘ – Art 3 Abs 1 – Erbringung von Diensten der Informationsgesellschaft 



durch einen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ansässigen Diensteanbieter – Im Hoheitsgebiet der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft ansässige Gesellschaft – Unanwendbarkeit ratione personae – Art 56 AEUV – Abkommen zwischen der Euro-
päischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die 
Freizügigkeit – Anwendungsbereich – Verbot der Einschränkung der Erbringung von Dienstleistungen, die eine Dauer von 90 
Tagen pro Kalenderjahr nicht überschreitet – Erbringung von Dienstleistungen mit einer Dauer von über 90 Tagen in Italien – 
Unanwendbarkeit ratione personae – Art 102 AEUV – Fehlen jeglicher Angaben in der Vorlageentscheidung, aus denen sich 
eine Verbindung zwischen dem Ausgangsrechtsstreit und einem etwaigen Missbrauch einer beherrschenden Stellung herleiten 
ließe – Unzulässigkeit 

 

27.04.2023, Rs C-104/22, Lännen MCE 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Unionsmarke – Verordnung (EU) 2017/1001 – Art 125 Abs 5 – Internationale Zuständigkeit 
– Verletzungsklage – Zuständigkeit der Gerichte des Mitgliedstaats, in dem eine Verletzungshandlung begangen worden ist 
oder droht – Von einer Suchmaschine, die eine nationale Top-Level-Domain verwendet, angezeigte Werbung – Werbung, die 
das geografische Liefergebiet nicht präzisiert – Zu berücksichtigende Kriterien 

 

27.04.2023, Rs C-107/22, X und Inspecteur van de Belastingdienst Douane 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsamer Zolltarif – Tarifierung der Waren – Kombinierte Nomenklatur – Auslegung 
– Allgemeine Vorschriften – Allgemeine Vorschrift 2 a – Zerlegt oder noch nicht zusammengesetzt gestellte Ware – Teile, die 

nach ihrer Zusammensetzung Satellitenempfänger darstellen sollen – Einreihung als vollständiger Satellitenempfänger 

 

27.04.2023, Rs C-192/22, Bayerische Motoren Werke 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Richtlinie 2003/88/EG – Art 7 Abs 1 – Art 31 Abs 2 der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union – Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub – Erlöschen dieses Anspruchs – Altersteilzeitregelung – 
Während der im Rahmen dieser Regelung geleisteten Arbeitsphase erworbene, aber noch nicht genommene Jahresurlaubstage 
– Arbeitsunfähigkeit  

 

27.04.2023, Rs C-372/22, CM (Droit de visite d’un enfant ayant déménagé) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Zuständigkeit sowie Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen 
und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung – Verordnung (EG) Nr 2201/2003 – Art 9 und 15 – Aufrechterhaltung 
der Zuständigkeit der Gerichte des Mitgliedstaats des früheren gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes nach dem Umzug – Begriff 
‚Umzug‘ – Antrag auf Änderung einer Entscheidung über das Umgangsrecht – Berechnung der Frist für die Stellung eines 
solchen Antrags – Verweisung des Falls an ein Gericht des Mitgliedstaats des neuen gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes, 
das den Fall besser beurteilen kann 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
27.04.2023, Rs C-340/21, Natsionalna agentsia za prihodite (GA Pitruzzella) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz personenbezogener Daten – Verordnung (EU) 2016/679 – Haftung des Verantwort-
lichen – Sicherheit der Verarbeitung – Verletzung der Sicherheit der Verarbeitung personenbezogener Daten – Immateriel-
ler Schaden wegen Unterlassens durch den Verantwortlichen – Schadensersatzklage 

 

27.04.2023, Rs C-492/21, Direcţia pentru Evidenţa Persoanelor şi Administrarea Bazelor de Date (GA Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Unionsbürgerschaft – Art 21 AEUV – Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten – Richtlinie 2004/38/EG – Art 4 – Voraussetzung für die Ausstellung eines Personalausweises 
– Wohnsitz in dem Mitgliedstaat, der das Dokument ausstellt – Weigerung der Behörden dieses Mitgliedstaats, einem seiner 
Staatsangehörigen mit Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat einen Personalausweis auszustellen – Gleichbehandlung – 
Beschränkung – Rechtfertigung 

 

27.04.2023, Rs C-746/21 P, Altice Group Lux/ Kommission (GA Collins) 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen – Verordnung (EG) Nr 139/2004 – Art 4 
Abs 1 – Pflicht zur vorherigen Anmeldung – Art 7 Abs 1 – Stillhaltepflicht – Art 14 Abs 2 – Beschluss zur Verhängung von 



Geldbußen wegen unterbliebener Anmeldung und Vollzug eines Zusammenschlusses, bevor er für mit dem Binnenmarkt ver-

einbar erklärt worden ist – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Verfälschung des Sachverhalts 

 

27.04.2023, Rs C-807/21, Deutsche Wohnen (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz personenbezogener Daten – Verordnung (EU) 2016/679 – Verstöße – Zurechnung 
eines von seinen Mitarbeitern begangenen Verstoßes an ein Unternehmen – Mögliche verschuldensunabhängige Haftung 
– Übertragung von im Wettbewerbsrecht entwickelten Begriffen 

 

27.04.2023, Rs C-45/22, Service fédéral des Pensions (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit – Verordnung (EG) Nr 883/2004 – Art 
55 Abs 1 Buchst a – Zusammentreffen von Leistungen unterschiedlicher Art – Teilung der Beträge der Leistung oder Leis-
tungen oder der sonstigen Einkünfte, die berücksichtigt worden sind, durch die Zahl der Leistungen – Begriff der Beträge, die 
berücksichtigt worden sind – Berücksichtigung der Eigenheiten der nationalen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit – 
Person, die mehrere Alters- und Hinterbliebenenrenten aus verschiedenen Mitgliedstaaten bezieht – Anwendung der nationalen 

Doppelleistungsbestimmungen – Berechnungsmethode für den Betrag einer Hinterbliebenenrente 

 

C. GERICHT 

 
24.04.2023, Rs T-54/21, OHB System/ Kommission 

Öffentliche Dienstleistungsaufträge – Ausschreibungsverfahren – Wettbewerblicher Dialog – Beschaffung von Galileo-
Übergangssatelliten – Ablehnung des Angebots eines Bieters – Ausschlusskriterien – Schwere Verfehlung eines Bieters im 
Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit – Fehlen einer rechtskräftigen Gerichts- oder einer bestandskräftigen Verwaltungsent-
scheidung – Befassung des in Art 143 der Haushaltsordnung genannten Gremiums – Gleichbehandlung – Ungewöhnlich nied-
riges Angebot – Offensichtlicher Beurteilungsfehler 

 

24.04.2023, Rs T-557/20, SRB/ EDSB 

Schutz personenbezogener Daten – Verfahren zur Entschädigung von Anteilseignern und Gläubigern nach der Abwicklung 
einer Bank – Entscheidung des EDSB, mit dem ein Verstoß des SRB gegen seine Verpflichtungen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten festgestellt wird – Art 15 Abs 1 Buchst d der Verordnung (EU) 2018/1725 – Begriff ,personenbezo-
gene Daten‘ – Art 3 Nr 1 der Verordnung 2018/1725 – Recht auf Akteneinsicht 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
25.04.2023, Beschwerde Nr 70665/11, Ohanjanyan/Armenien 

Verletzung von Art 2 EMRK (Recht auf Leben); verfahrensrechtliche und materiellrechtliche Fragen; unzureichende Untersu-
chung des Tods des Sohns des BF während seines Wehrdiensts; Verletzung der Verpflichtung, eine plausible Erklärung für 

dessen Tod zu liefern 

 

 

 

Newsletter ÖER Aktuell kostenlos abonnieren 

Rundbrief Polizeirecht Aktuell kostenlos abonnieren 

 

DISCLAIMER 
 



Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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